
3. Änderungssatzung vom 20.12.2007 
zur Hauptsatzung der Stadt Lüdinghausen vom 20.10.2004 

 
 

Präambel 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i. V. mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NW. S. 666/SGV NW.2023) zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.10.2007 (GV NRW S. 380) in 
der z. Zt. geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Lüdinghausen in seiner Sitzung am 
18.12.2007 folgende 3. Änderung der Hauptsatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
§ 13 Absatz 1 Buchstabe b) erhält folgende Fassung: 
 
Der Bürgermeister ist ermächtigt: 
b) die dienstrechtlichten und arbeitsrechtlichen Entscheidungen der städtischen Bediensteten 

zu treffen. 
 
Ausgenommen sind Entscheidungen für Bedienstete in Führungsfunktionen, die das 
beamtenrechtliche Grundverhältnis oder das Arbeitsverhältnis eines Bediensteten zur Stadt 
verändern; diese sind durch den Haupt- und Finanzausschuss im Einvernehmen mit dem 
Bürgermeister zu treffen (§ 17 Hauptsatzung). 
 
 

§ 2 
§ 17 erhält folgende Fassung: 
 

Dienstrechtliche Entscheidungen 
 
Entscheidungen für Bedienstete in Führungspositionen, die das beamtenrechtliche 
Grundverhältnis oder das Arbeitsverhältnis eines Bediensteten zur Stadt verändern, sind durch 
den Haupt- und Finanzausschuss im Einvernehmen mit dem Bürgermeister zu treffen. 
 
Dabei handelt es sich insbesondere um Einstellung, Anstellung, Beförderung und Entlassung 
und den Abschluss, die Änderung, die Kündigung oder die Aufhebung von Arbeitsverträgen von 
Bediensteten in Führungsfunktionen. 
 
Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, kann der Rat die Entscheidung mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder treffen. Kommt diese Mehrheit nicht 
zustande, bleibt es bei der Personalkompetenz des Bürgermeisters. 
 
Bedienstete in Führungsfunktionen sind Leiter von Organisationseinheiten, die dem 
Hauptverwaltungsbeamten oder einem anderen Wahlbeamten oder diesem in der 
Führungsfunktion vergleichbaren Bediensteten unmittelbar unterstehen, mit Ausnahme von 
Bediensteten mit Aufgaben eines persönlichen Referenten oder Pressereferenten. 
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§ 3 
 
Die 3. Änderungssatzung zur Hauptsatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende 3. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Lüdinghausen wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NW.S. 666; SGV NW 
2023) in der z. Zt. geltenden Fassung kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Lüdinghausen, den 20.12.2007 
 
Stadt Lüdinghausen 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Borgmann 
(Bürgermeister) 


